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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Beate Müller-Gemmeke, Markus Kurth, Kerstin Andreae, 
Katrin Göring-Eckardt, Sven-Christian Kindler, Maria Klein-Schmeink, 

Lisa Paus, Brigitte Pothmer, Elisabeth Scharfenberg, Christine Scheel, 

Dr. Gerhard Schick, Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, Dr. Harald Terpe und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Durchsetzung von Mindestlöhnen 


Branchenspezifische Mindestlöhne nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz 

spielen zunehmend eine Rolle. Es reicht aber nicht, Mindestlöhne allgemeinver- 
bindlich zu erklären. Sie müssen auch kontrolliert werden, damit Verstöße ge- 
ahndet und ihre Durchsetzung sichergestellt wird. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1 . Wie viele Beschäftigte profitieren von bestehenden Mindestlohnregelungen 
(differenziert nach Branchen und Geschlecht)? 

2. Wie viele Kontrollen zur Überprüfung der Einhaltung von Mindestlohnrege- 
lungen wurden von 2005 bis 2009 durchgeführt (differenziert nach Branchen 
und Jahr)? 

3. Wie viele Verstöße gegen die Zahlung von Mindestlöhnen wurden zwischen 
2005 und 2009 aufgedeckt, und wie hoch waren die ermittelten finanziellen 
Schäden für die Beschäftigten sowie für die Sozialversicherangsträger (diffe- 
renziert nach Branchen und Jahr)? 

4. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Dunkelziffer bei Verstößen gegen 
die Zahlung von gesetzlichen Mindestlöhnen (differenziert nach Branchen 
und Jahr) ein? 

5. Wie viele Verstöße gegen das Arbeitnehmer-Entsendegesetz wurden 
zwischen 2005 und 2009 aufgedeckt (differenziert nach Branchen, Verstößen 
und Jahr)? 

6. Wie hoch waren die durchschnittlich verhängten Bußgelder bei Verstößen 
gegen die Zahlung gesetzlicher Mindestlöhne bzw. bei Verstößen gegen das 
Arbeitnehmer-Entsendegesetz, und auf welcher rechtlichen Grundlage wur- 
den die Bußgelder verhängt (differenziert nach Branchen, Verstößen und 
Jahr)? 

7. Gibt es Versäumnisse bei der Einnahme verhängter Bußgelder wegen Ver- 
stößen gegen die Zahlung gesetzlicher Mindestlöhne, Lohnwucher, sitten- 
widriger Löhne und Verstößen gegen § 266a des Strafgesetzbuches (StGB) 
(bitte aufgeschlüsselt nach Tatbeständen und Höhe der Verstöße)? 

Wenn ja, in welchem Verhältnis stehen die tatsächlich realisierten Einnahmen 
zu den verhängten Bußgeldern? 
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8. Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass die personellen und finanziel- 
len Mittel des Zolls ausreichen, um die Anwendung des Arbeitnehmer-Ent- 
sendegesetzes zu kontrollieren? 

Wenn nein, ist eine Aufstockung beabsichtigt? 

9. Wie hoch sind die Kosten für die Kontrolle des Arbeitnehmer-Entsende- 
gesetzes? 

Wie hoch sind die Einnahmen durch Bußgelder? 

Wie hoch fallen die zusätzlichen Zahlungen an Sozialversicherungsträger 
aus (jeweils differenziert nach Branchen und Jahr)? 

10. Wie beurteilt die Bundesregierung die Wirkung der bestehenden Sanktionen 
bei Verstößen gegen Mindestlohnregelungen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung eine Verschärfung der Sanktionen? 

1 1 . Besitzt die Bundesregierung Informationen darüber, wie viele Kontrollen, 
Strafverfahren und Verurteilungen durch die zuständigen Behörden es zwi- 
schen 2005 und heute aufgrund des Verdachts auf Lohnwucher oder Ver- 
stöße gegen § 266a StGB gegeben hat? 

Wie viele Verstöße wurden festgestellt? 

Wie viele Sanktionen wurden verhängt? 

Wie hoch waren die durchschnittlich verhängten Bußgelder (jeweils diffe- 
renziert nach Branchen und Jahr)? 

12. Besitzt die Bundesregierung Informationen darüber, wie viele abhängig Be- 
schäftigte von 2005 bis heute von Lohnwucher (§ 29 1 StGB) oder Verstößen 
gegen § 266a StGB betroffen waren, und wie hoch die finanziellen Einbußen 
für die Beschäftigten bzw. für die Sozialversicherungsträger (differenziert 
nach Branchen und Jahr) waren? 

1 3 . Wie ist nach Auffassung der Bundesregierung die praktische Bedeutung der 
Vorschriften § 291 StGB (Wucher) in Bezug auf Lohnwucher und § 266a 
StGB (Vörenthalten und Veruntreuen von Arbeitsentgelt) einzuschätzen? 

Wenn die Bundesregierung die praktische Bedeutung als gering einstuft; 
Worin liegen die wesentlichen Ursachen für die geringe Bedeutung, und be- 
absichtigt die Bundesregierung diese Vorschriften zu ändern? 

14. An wie viele Beschäftigte wurden von 2005 bis heute sittenwidrige Löhne 
(§138 des Bürgerlichen Gesetzbuches) gezahlt, und wie hoch waren die 
finanziellen Einbußen für die Beschäftigten bzw. für die Sozialversiche- 
rungsträger (differenziert nach Branchen und Jahr)? 

15. Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregierung gegen Lohnwucher, 
sittenwidrige Löhne und das Vörenthalten und Veruntreuen von Arbeits- 
entgelt nach § 266a StGB zu unternehmen? 


Berlin, den 7. Juni 2010 

Renate Künast, Jürgen Trittin und Fraktion 
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